
GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN

B e s c h l u s s v o r l a g e

Bebauungsplan Nr. 156 - Rostrup, westlich Bachstelzenweg (ehemaliges
Bundeswehrkrankenhausgelände) mit örtlichen Bauvorschriften; hier:
Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag:

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch
(BauGB) und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
(TÖB) gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
sowie
die im Rahmen der Wiederholung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz
2 Baugesetzbuch (BauGB) und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange (TÖB) gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
eingegangenen Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 156 – Rostrup,
westlich Bachstelzenweg (ehemaliges Bundeswehrkrankenhausgelände) mit örtlichen
Bauvorschriften einschließlich Begründung und Umweltbericht werden auf Grundlage
dieser Beschlussvorlage entsprechend der Abwägungsvorschläge (Anlage 1) sowie der
Sitzung des Ausschusses für Planung, Energie und Umwelt (PlEnUm) vom 21.01.2025
berücksichtigt.
Hinweis: Die Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge der Wiederholung der
Offenlage sind in der Anlage 1 in blau gekennzeichnet.

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. (Anlage 1 und 2)

3. Für den Bebauungsplan Nr. 156 - Rostrup, westlich Bachstelzenweg (ehemaliges
Bundeswehrkrankenhausgelände) mit den Beiplänen 1 und 2 (Anlagen 3, 3.1 und 3.2)
sowie örtlichen Bauvorschriften einschließlich Begründung und Umweltbericht (Anlage
4) wird gem. § 1 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 10 Abs. 1 BauGB der
Satzungsbeschluss gefasst.

Sachverhalt:

Mit Beschlussvorlage BV/2024/086 hat der Rat am 17.09.2024 nach Vorberatung durch den
Ausschuss für Planung, Energie und Umwelt (PlEnUm) und Verwaltungsausschuss die
Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden/Träger öffentlicher Belange in Form einer

Vorlage Nr.: BV/2024/109

Fachbereich/Amt: II - Planungs- und Umweltamt Datum: 10.01.2025

Bearbeiter-in/Tel.: Frau Ahlers / 604-610

Beratungsfolge Termin Behandlung

Ausschuss für Planung, Energie und Umwelt 21.01.2025 öffentlich
Verwaltungsausschuss 28.01.2025 nicht öffentlich
Rat der Gemeinde 28.01.2025 öffentlich



öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) zum
Bebauungsplan Nr. 156 – Rostrup, westlich Bachstelzenweg mit örtlichen Bauvorschriften
beschlossen.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 25.09.-25.10.2024 durchgeführt. In diesem
Zeitraum konnten die Unterlagen online sowie persönlich im Rathaus mit der Gelegenheit
der Erörterung eingesehen und eine Stellungnahme abgeben werden.

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) wurden mit Schreiben vom
24.09.2024 bis zum 25.10.2024 beteiligt.

Insgesamt wurden im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung von privater Seite zum
Bebauungsplan Nr. 156 – Rostrup, westlich Bachstelzenweg mit örtlichen Bauvorschriften
konkret 4 Stellungnahmen (davon 2 Stellungnahmen von Naturschutzvereinen/-verbänden)
eingereicht.

Seitens der Behörden und TÖB liegen 22 Stellungnahmen vor, wobei 16 Stellungnahmen
ohne Bedenken waren bzw. lediglich Hinweise geben.

Im Rahmen der Prüfung der Stellungnahmen wurde festgestellt, dass ein
landschaftspflegerischer Fachbeitrag (LBP) innerhalb des Auslegungszeitraumes vom
25.09-25.10.2024 bei den Auslegungsunterlagen fehlte, so dass eine Wiederholung der
Auslegung durchgeführt wurde, um formalrechtliche Fehler zu vermeiden.

Die im Rahmen der 1.Auslegung eingereichten Stellungnahmen haben dabei weiterhin ihre
Gültigkeit behalten und mussten nicht erneut eingereicht werden.

Die Wiederholung der Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 02.11.-02.12.2024
durchgeführt. In diesem Zeitraum konnten die Unterlagen online sowie persönlich im
Rathaus mit der Gelegenheit der Erörterung eingesehen und eine Stellungnahme abgeben
werden.

Die Behörden und TÖB wurden per Mail vom 30.10.2024 bis zum 02.12.2024 beteiligt.

Insgesamt wurden im Rahmen der Wiederholung der Auslegung seitens der
Öffentlichkeit zum Bebauungsplan Nr. 156 – Rostrup, westlich Bachstelzenweg mit örtlichen
Bauvorschriften 4 Stellungnahmen (davon 3 Stellungnahmen von Naturschutzvereinen/-
verbänden) eingereicht. Dabei handelt es sich um 2 neue Stellungnahme und 2
Stellungnahmen mit Wiederholungen sowie Ergänzungen der bereits eingereichten
Stellungnahmen zur 1.Auslegung.

Seitens der Behörden und TÖB wurden zur Wiederholung der Auslegung 13
Stellungnahmen eingereicht, wobei im Wesentlichen die Stellungnahmen aus der 1.
Auslegung wiederholt wurden. 10 Stellungnahmen waren dabei ohne Bedenken oder
enthielten lediglich Hinweise.

Insgesamt kann aufgrund der aus beiden Auslegungen vorgetragenen Stellungnahmen
festgestellt werden, dass seitens der Öffentlichkeit grundsätzliche Bedenken zur Dimension
des Baugebietes im Verhältnis zum Ortsteil Rostrup und damit einhergehend insbesondere
die daraus resultierende verkehrliche Belastung zulasten der vorhandenen Bebauung
kritisiert wurde.
Darüber hinaus wurde durch die Naturschutzverbände/-vereine auf die durch die zukünftige
Bebauung ausgehenden negativen Auswirkungen auf das Zwischenahner Meer vor allem
aus naturschutzfachlicher, wasserrechtlicher sowie abfallwirtschaftlicher (Altlasten) Sicht
hingewiesen. Es wurden geohydrologische Gutachten sowie Nachweise zur
Schadstoffbelastung durch die zukünftige Bebauung einschließlich der Auswirkungen auf



das Grund- und Oberflächenwasser und deren ökologischen Auswirkungen auf das
Zwischenahner Meer gefordert (Anwendung der Wasserrahmen-Richtlinie - WRRL).

Ferner wurden zum Entwässerungskonzept als Berechnungssatz eine höhere Jährlichkeit
und weitere Maßnahmen zur Rückhaltung innerhalb des Bebauungsplangebietes gefordert.

Die Korrektheit der Eingriffsbewertung vor allem im landschaftspflegerischen Fachbeitrag
(LBP) aus der Bodenabbaugenehmigung und die Anwendung falscher gesetzlicher
Grundlagen wurden angemerkt sowie weitere Kartierungen gefordert.

Zusammenfassend fordern die Naturschutzverbände/-vereine eine Neubewertung des
Plangebietes sowie deren Auswirkungen und bewerten die vorliegenden Unterlagen zum
Bebauungsplan Nr. 156 mit örtlichen Bauvorschriften als fehlerhaft und damit nicht
umsetzbar.

Weitere Einzelheiten sind der anliegenden Abwägung (Anlage 1) zu entnehmen.

Grundlegend ist zu den o.a. Stellungnahmen folgendes anzumerken:

Stellungnahme zur Fehlerhaftigkeit der Bauleitplanung bezgl. der Anwendung
falscher gesetzlicher Grundlagen sowie fehlender Kartierungen:

Seit 2016 wurde nach diversen Verhandlungen konkret im Rahmen von städtebaulichen
Verträgen und Eckwertepapieren die Nachnutzung und planungsrechtliche Entwicklung des
ehemaligen Bundeswehrkrankenhausgeländes mit dem Investor und Eigentümer des
Geländes verhandelt. Ein wesentlicher Schritt war dabei zum einen die Räumung des
Geländes einhergehend mit der Kampfmittelbeseitigung, welche Ende des Jahres 2022 zu
einem Abschluss gekommen ist sowie zum anderen der Abschluss eines Kauf- und
Städtebaulichen Vertrages (siehe BV/2024/066) am 23.07.2024 als weiterer Meilenstein,
um schlussendlich die Planung des Gebietes voranzutreiben.

Bei dem Plangebiet und den angrenzenden Flächen handelt es sich um eine durch
vorhandene Bebauung und Altlasten einschließlich Kampfmittel vorbelastete
Konversionsfläche.

Die Neuordnung der Fläche des ehemaligen Bundeswehrkrankenhauses geht mit einer
Räumung von Kampfmitteln und Altlasten sowie oberirdischen und unterirdischen baulichen
Anlagen einher. Dass in diesem Zusammenhang der Baumbestand zu beseitigen war,
wurde zugunsten der Konversion und Neuordnung des Geländes in Kauf genommen,
gemäß des städtebaulichen Grundsatzes sparsam und schonend mit Grund und Boden
umzugehen sowie möglichst vorbelastete Fläche bevorzugt zu beordnen:

§ 1a Abs. 2 BauGB Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz (Auszug):

„(1) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum
Umweltschutz anzuwenden.

(2) Mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen und zur Verringerung der
zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der
Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von
Flächen…sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen.“

*Auszug

Entsprechend dem dringenden Bedarf nach Wohnraum und dem sparsamen Umgang mit
Grund und Boden wurde im Rahmen der Abwägungsentscheidung einer verdichteten
Bebauung im Baufeld 2 (Mehrfamilienhäuser) zugestimmt. Der Hotelneubau im Baufeld 3
entspricht den Anforderungen einer zeitgemäßen Nutzung und dient dem Ausbau der
touristischen Infrastruktur. Im Baufeld 4 wurde nur eine kleinteilige Bebauung mit



Ferienhäusern vorgesehen. In den Baufeldern 5 und 6 wurde keine Bebauung geplant. Im
Baufeld 1 sind bauliche Anlagen möglich, hier besteht jedoch bereits eine Vorbelastung
durch die angrenzende Siedlung. In allen Baufeldern und randlich der Baufelder sind nach
dem Bebauungsplan umfangreiche Maßnahmen zur Eingrünung und zur inneren
Durchgrünung des Plangebietes vorgesehen, die einer landschaftsgerechten Einbindung
der Bauvorhaben gerecht wird. Insgesamt wird der durch die Räumung des Geländes
entstandene Baumverlust vollständig durch Neuanpflanzungen ausglichen. Darüber hinaus
sieht der Bebauungsplan eine Bebauung nur westlich des Bachstelzenweges vor.

Das sich östlich an den Bachstelzenweg anschließende ehemalige Krankenhausgelände
sowie die im Umfeld des Gebietes ausgeprägten Strukturen bis zum Zwischenahner Meer
stellen einen durch Gehölze und aufgelassene Grünlandflächen abwechslungsreichen
Bestand dar, der überwiegend bereits dem Landschaftsschutzgebietscharakter unterliegt.
Entgegen der früheren Nutzung als Krankenhauskomplex sind für die Nachnutzung keine
baulichen Anlagen geplant.
Insgesamt soll das Landschaftsschutzgebiet um das entsprechende Gelände des
ehemaligen Krankenhauses erweitert und somit langfristig als Naturraum gesichert werden.

Konkret wurde der Standort 2008 durch die Bundeswehr aufgegeben, 2012 von der BIMA
veräußert und ab 2017/2018 im Zuge der Altlastensanierung bis auf die Flächen der
ehemaligen Ärztehäuser auf Grundlage einer vom Landkreis Ammerland erteilten
Bodenabbaugenehmigung komplett geräumt. Im Zuge der Räumungsarbeiten musste auch
der ursprüngliche Bewuchs entfernt werden.
Der Bauleitplanung wurde der Bauantrag zum Bodenabtrag aus dem Erfordernis der
Kampfmittelräumung zur Gefahrenabwehr vorangestellt. Aufgrund von Kampfhandlungen
aus dem 2. Weltkrieg ist eine Kampfmittelerkundung durch Luftbilder alliierter Streitkräfte für
das Plangebiet erfolgt, mit dem Ergebnis, dass zur Gefahrenabwehr eine
Kampfmittelräumung und Bodenbegutachtung auf eventuelle Bodenkontaminationen durch
die militärische Nutzung erforderlich war.
Der genehmigte Bodenabbau und der damit nach der Kampfmittelsondierung erreichte
Zustand sind somit als Ausgangsbestand für die vorliegende Bauleitplanung zu Grunde zu
legen. Damit ist der im Zuge der Kampfmittelräumung erfolgte Abriss und Rückbau der
umfangreichen Gebäude, befestigten Nebenanlagen, Zuwegungen etc., die unvermeidbare
Beseitigung der Gehölze und die Bodenbearbeitung aufgelassener Freiflächen für die
Bemessung des Ausgangsflächenwert der vorliegende Bauleitplanung ausschlaggebend.
Weiterhin wird aber das im LBP zum Bodenabbauantrag ermittelte Bilanzierungs- bzw.
Ausgleichsdefizit als Ausgleichsanforderung in die hiermit vorliegende Bauleitplanung
überführt, so dass der vollständige Ausgleich für die seit Beginn der
Bodensondierungsmaßnahmen/Kampfmittelräumung bis zur Umsetzung der Bauleitplanung
einhergehenden Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sichergestellt ist und kein
Kompensationsdefizit verbleibt.
Der für die Bodenabbaugenehmigung erstellte LBP und die Eingriffsbilanzierung wurden mit
der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Ammerland (UNB) abgestimmt und ist
Bestandteil der Genehmigung. Die mit der UNB abgestimmten bilanzierten Biotopwerte
stehen stellvertretend für die Biotoptypen als Lebensräume ähnlicher Ausprägung in ihrer
Bedeutung für die Schutzgüter von Natur und Landschaft, biologische Vielfalt, Boden,
Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen und Landschaft. Insofern wurde der Zustand von
Natur und Landschaft ausreichend erfasst. Im Rahmen dieser Untersuchung wurde in
Abstimmung der UNB das Gelände auch auf geschützte Biotope sowie geschützte Arten
nach der Roten Liste untersucht. Hierzu gab es zum damaligen Zeitpunkt keine
begründeten Hinweise.
Der Artenschutz wurde zur Einhaltung des Tötungsverbotes auf der Umsetzungsebene
dadurch sichergestellt, dass die Gehölzfällungen außerhalb der Vogelbrutzeiten
vorgenommen wurden. Diese Vorgehensweise entspricht der Maßgabe des
Bilanzierungsmodells und erfolgte ebenfalls in Abstimmung mit der UNB. Damit ist nicht
erkennbar, dass der LBP nicht den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Darüber hinaus
ist in der Bauleitplanung nur das Ergebnis des Kompensationsdefizites entscheidend,



welches in die Bauleitplanung überführt wurde, nicht der Zeitpunkt vor der Durchführung
der Maßnahmen aus der Bodenabbaugenehmigung.

Im Ergebnis ist vollumfänglich den gesetzlichen Forderungen zur Eingriffsbilanzierung auf
Ebene der Bauleitplanung entsprochen worden. Eine Fehlerhaftigkeit der Herleitung ist
nicht erkennbar und damit entspricht der Bebauungsplan den gesetzlichen Anforderungen.
Weitere Ausführungen werden hierzu in der Sitzung vorgetragen und ergeben sich aus der
Abwägung.

Entwässerungskonzept; Anwendung des 10jährlichen statt 5jährlichen
Bemessungsgrundsatzes

Das Entwässerungskonzept wurde im Vorfeld mit der Ammerländer Wasseracht
abgestimmt und die Reduzierung des Bemessungsregens auf ein fünfjährliches Ereignis
vor dem Hintergrund des nachgeschalteten Zwischenahner Meeres mit seiner
planfestgestellten Rückhaltefunktion mitgetragen. Vor dem Hintergrund der erforderlichen
Klimafolgenanpassung wurde allerdings gleichzeitig die dringende Empfehlung zur
Erhöhung der Sicherheiten (Bemessung für ein zehnjährliches Ereignis) ausgesprochen.
Durch eine Erhöhung der Böschungsoberkante sowie Erhöhung der Einstauhöhe kann ein
zusätzliches Rückhaltevolumen geschaffen werden. Hierdurch wird auch ein 10jährliches
Regenereignis berücksichtigt und damit der Empfehlung Rechnung getragen.

Forderungen von Gutachten (u.a. Wasserrahmen-Richtlinie – WRRL) zur Sicherung
des schadlosen Wasserabbfluss in das Zwischenahner Meer

Durch Sondierung und Bodenbehandlung insbesondere Abfuhr von belasteten Böden
wurden Schadstoffmengen bereits signifikant gegenüber dem vorherigen Stand reduziert
(Verbesserungsgebot). Die Anforderungen gemäß Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV) und der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser
(LAWA) etc. einschließlich evtl. erforderlicher Gutachten sind im Rahmen der
nachfolgenden Genehmigungs-/Zulassungsverfahren zu beachten und zu erfüllen und nicht
Gegenstand der hier vorliegenden Bauleitplanung.
Laut Hinweis der Investoren werden seit Abschluss des Bodenabbaus regelmäßige
Bodenproben im Plangebiet genommen, die auf eine stetige Verbesserung der
Wasserqualität hinweisen.

Alle im Rahmen der Offenlage und Wiederholung der Offenlage eingegangenen
Stellungnahmen liegen dieser Beschlussvorlage als Anlage 1 mit entsprechenden
Abwägungsvorschlägen bei. Nähere Erläuterungen werden in der Sitzung seitens des
beauftragten Planungsbüros NWP vorgetragen.

Die 68. Änderung des Flächennutzungsplanes wird im Parallelverfahren gemäß § 8 Absatz
3 Baugesetzbuch erarbeitet.

Insgesamt kann festgehalten werden, dass grundsätzlichen Bedenken zum Bebauungsplan
Nr. 156 – Rostrup, westlich Bachstelzenweg mit örtlichen Bauvorschriften nicht bestehen
und insofern auf Grundlage des Bebauungsplanes Nr. 156 – Rostrup, westlich
Bachstelzenweg mit örtlichen Bauvorschriften einschließlich Begründung und
Umweltbericht (Anlagen 3 und 4) und den vorliegenden Abwägungsvorschlägen (Anlagen
1 und 2) nunmehr der Satzungsbeschluss gefasst werden kann.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Kosten der Bauleitplanung werden anteilig vom Investor Palais am Meer übernommen.



Für den Anteil der Gemeinde stehen Mittel in der Haushaltsstelle Ortsplanung zur
Verfügung.

Anlagen:
1. Abwägung (öffentliche Auslegung und Wiederholung der öffentlichen Auslegung)

Öffentlichkeit – anonymisiert-, Naturschutzverbände/-vereine und Behörden/TÖB
*Hinweis: Die Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge der Wiederholung der
Offenlage sind in der Anlage in blau gekennzeichnet.

2. Abwägung (frühzeitige Beteiligung) Öffentlichkeit – anonymisiert- und Behörden/TÖB
3. Bebauungsplan Nr. 156 – Rostrup, westlich Bachstelzenweg mit örtlichen

Bauvorschriften
3.1 Beiplan 1 – Lärmfestsetzungen
3.2 Beiplan 2 - Lärmfestsetzungen

4. Begründung und Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 156 – Rostrup, westlich
Bachstelzenweg mit örtlichen Bauvorschriften

5. Städtebauliches Konzept – Darstellung Baufelder
6. Verkehrsuntersuchung – Mai 2024
7. Schalltechnisches Gutachten – August 2024

7.1 Anlage 1 zum Schalltechnischen Gutachten
7.2 Anlage 2 zum Schalltechnischen Gutachten

8. Energiekonzept
9. Biotoptypenkarte IDN
10. Entwässerungskonzept 2024

10.1 Entwässerungskonzept 2024 – Kanalplan
10.2 Entwässerungskonzept 2024 – Straßenbau

11. Fortschreibung Einzelhandelskonzept (EHK) 2023
12. Abschlussbericht Mull & Partner_18.01.2023

12.1 Abschlussbericht Mull & Partner, Anlagen I, III und IV
12.2 Abschlussbericht Mull & Partner, Anlage II (per Link)

13. Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, NWP 2017 (zum Bauantrag Abtrag von
Oberboden)

14. Konzept zu Wertstoffsammelstellen


